Geſetz-Sammlung 
f für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— NI. 21. 


(Nr. 4023.) Geſetz, betreffend einige Abaͤnderungen des Geſetzes uͤber den Anſatz und die 
Erhebung der Gerichtskoſten vom 10. Mai 1851. und des Geſetzes uͤber 
die den Juſtizbeamten fuͤr die Beſorgung gerichtlicher Geſchaͤfte außerhalb 
der ordentlichen Gerichtsſtelle zu bewilligenden Diaͤten und Reiſekoſten 
und Kommiſſionsgebuͤhren vom 9. Mai 1851. Vom 9. Mai 1854. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen fuͤr alle Landestheile, in welchen das Geſetz uͤber den Anſatz und 
die Erhebung der Gerichtskoſten vom 10. Mai 1851. (Geſetz-Sammlung 
S. 622.) und das Geſetz uͤber die den Juſtizbeamten fuͤr die Beſorgung ge⸗ 
richtlicher Geſchaͤfte außerhalb der ordentlichen Gerichtsſtelle zu bewilligenden 
Diaͤten und Reiſekoſten und Kommiſſionsgebuͤhren vom 9. Mai 1851. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 619.) Geltung hat, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


J. Zu dem Geſetze vom 10. 2 nn und dem dazu gehörigen 
arif. 


Zu $ 8. des Geſetzes. 


Artikel 1. . 


Der nach H. 8. Nr. 3. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. in Civilpro⸗ 
zeſſen zu erhebende Koſtenvorſchuß ſoll 100 Rthlr. nicht uͤberſteigen. Auf 
Subhaſtationsproͤzeſſe iſt dies nicht anzuwenden. 

In Unterſuchungsſachen findet zwar die Erhebung eines Koſtenvorſchuſſes 
nicht ſtatt; es kann jedoch, ſobald die Einleitung der Unterſuchung oder die 
definitive Verſetzung des Beſchuldigten in den Anklageſtand beſchloſſen worden 
iſt, das Vermoͤgen deſſelben inſoweit, als es nach dem Ermeſſen des Gerichts 
zur dee der Koſten des Verfahrens erforderlich iſt, mit Beſchlag belegt 
werden. 

Fahrgang 1854. (Ir. 4023.) 38 3 Zu 


Ausgegeben zu Berlin den 19. Juni 1854. 
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Zu $. 10. des Geſetzes. 


Artikel 2. 


Die im $. 17. der Verordnung vom 14. Dezember 1833. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 302.) beſtimmte Niederſchlagung der Koſten des angefochtenen 
und vernichteten Erkenntniſſes fällt weg. 

Ebenſo findet, wenn der Rekurs in Civilſachen fuͤr begruͤndet angenom⸗ 
men worden iſt, die Niederſchlagung eines Theils der Koſten erſter Inſtanz 
nicht ferner ſtatt. 

Wird das Erkenntniß einer Inſtanz in hoͤherer Inſtanz vernichtet oder 
aufgehoben und muß demzufolge oder in Folge der Verwerfung einer in erſter 
Inſtanz als begruͤndet angenommenen privilegirten Einrede in den Faͤllen des 
H. 5. der Verordnung vom 21. Juli 1846. (Geſetz⸗Sammlung S. 291.) oder 
des $. 13. der Verordnung vom 21. Juli 1849. (Geſetz⸗Sammlung S. 307.) 
durch Erkenntniß hoͤherer Inſtanz in der fruͤheren Inſtanz anderweit verhan— 
delt und erkannt werden, ſo ſind die Koftenfäge jener früheren Inſtanz auf 
den Koſtenbetrag der anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung in derſelben 
Inſtanz in Anrechnung zu bringen. 


Zu H. 11. des Geſetzes. 


Artikel 3. 
1) Bei Gegenſtaͤnden, die keiner Schaͤtzung nach Gelde faͤhig ſind, erfolgt 
der Koſtenanſatz in der Regel, wie bei Gegenſtaͤnden, die einen Werth 
von 400 Rthlr. haben, bei wichtigeren Angelegenheiten, wie bei Gegen: 
ſtaͤnden von 1000 bis 5000 Rthlr. und bei unbedeutenden Angelegen⸗ 
heiten, wie bei 60 bis 100 Rthlr. Werth nach dem Ermeſſen des Gerichts. 
2) Die Koſten in Injurienſachen ſind: 
a) wenn dieſelben vor dem Kollegium verhandelt und entſchieden 
werden, wie bei einem Objekte im Werthe von 400 oder 
1000 Rthlr., 
b) wenn die Verhandlung und Entſcheidung vor dem Einzelrichter 
erfolgt iſt, wie bei einem Gegenſtande im Werthe von 60 oder 
100 Rthlr. 
anzuſetzen. 
3) In Pacht: und Miethsprozeſſen iſt, wenn der Streit die Aufhebung oder 
Faortſetzung des Pacht⸗ oder Miethsverhaͤltniſſes betrifft, der einjaͤhrige 
Pacht⸗ oder Miethsbetrag, falls aber dieſer den Betrag der Miethe oder 
Pacht fuͤr den Zeitraum, fuͤr welchen der Vertrag nach der Behauptung 
des einen oder des anderen Theils noch dauern ſoll, uͤberſteigt, der letz⸗ 
tere Betrag als Werth des Streitgegenſtandes anzunehmen. 


Statt der H. 1. bis 7. des Tarifs. 
Artikel 4. 


Die Hf. 1. bis 7. des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851. werden 


aufgehoben. An deren Stelle treten die nachſtehenden Beſtimmungen: 
I. Zu⸗ 
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J. Zuruͤckgewieſene Klagen und Rechtsmittel, Beſchwerden u. ſ. w. 


Artikel 5. 


A. Fuͤr die Aufnahme von Klagen, Geſuchen und Antraͤgen wird nicht be⸗ 
ſonders liquidirt; für die Zuruͤckweiſung einer Klage, eines Rechtsmittels, 


eines nicht zum Betriebe der unbeendigten 


Inſtanz gehoͤrigen Antrages, 


einer Beſchwerde uͤber die Gebuͤhren⸗Liquidation des Rechtsanwalts oder 
Notars, ſowie in allen Faͤllen, wenn die Klage vor Eingang der Klage⸗ 


beantwortung zuruͤckgenommen oder wenn 


eine Klage zwar angemeldet, 


aber nicht in Anſchluß an dieſe Anmeldung wirklich erhoben wird, und 
wenn ein Rechtsmittel zwar angemeldet, aber nicht eingefuͤhrt wird, 
ebenſo fuͤr gerichtliche Aufkuͤndigungen von Kapitalien, Miethen u. ſ. w., 
fuͤr Atteſte der Rechtskraft von Erkenntniſſen und andere nach völliger 
Beendigung der Sache aus den Prozeßakten ertheilte Beſcheinigungen 


und Ausfertigungen iſt zu erheben: 


4) von dem Betrage bis zu 100 Rrhlr. von je 10 Rthlr.: 22 Sgr., 


jedoch nicht unter 5 Sgr.; 


9 
2) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr., von je 10 Rrhlr.: 


14 Sgr.; 
3) von dem Mehrbetrage von je 50 Rthlr.: 23 Sgr. bis zu dem 


hoͤchſten Satze von 4 Rthlr. 


B. Fuͤr Aufforderungen zur Erſtattung außergerichtlicher Koſten, ferner fuͤr 
die Zuruͤckweiſung eines unbegründeten Exekutionsantrages oder Arreſt⸗ 
geſuchs (Artikel 10.) und eines Antrages auf Erſtattung außergericht⸗ 
licher Koſten ſind dieſelben Saͤtze zu erheben, jedoch unter Fortfall der 
Beſchraͤnkung auf das Minimum von 5 Sgr. und bei einem Gegen: 
ſtande bis zu 1 Rthlr. einſchließlich nur 2 Sgr. : 

0. Fuͤr Beſcheide der höheren Inſtanz auf unbegründet befundene Beſchwer— 
den werden die Saͤtze A. erhoben, jedoch nicht unter 10 Sgr. 


II. Mandatsverfahren. 


Artikel 6. 


Fuͤr das ganze Mandatsverfahren einſchließlich der Benachrichtigung des 


Klaͤgers tiber die erfolgte Inſinuation eines Mandats werden erhoben: 
1) von dem Betrage bis zu 20 Rthlr. einſchließlich von jedem Thaler 1 Sgr., a 


jedoch nicht unter 5 Sgr.; 


2) von dem Mehrbetrage bis zu 100 Rthlr. 
3) von dem Mehrbetrage bis zu 200 Rthlr. 
4) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlr. 
5) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. 
6) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 


von je 10 Rthlr.: 5 Sgr.; 
von je 10 Rthlr.: 23 Sgr.; 
von je 50 Rthlr.: 72 Sgr.; 
von je 100 Rthlr.: 10 Sgr.; 
22 Sgr. 


Wenn Einwendungen oder Widerſpruch gegen das erlaſſene Mandat 


erhoben werden, ſo ſind die Koſten nach den 796880 Saͤtzen (sub III.) zu 


Gr. 4023.) 


erhe⸗ 
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erheben; es kommen darauf aber die nach obigen Beſtimmungen für das Man⸗ 
datsverfahren bereits zum Anſatz gebrachten Koſten in Abzug. 

Wenn die Einwendungen nur gegen einen Theil der eingeklagten Forde— 
rung gerichtet ſind, ſo kommt ſo viel in Abzug, als weniger fuͤr das Mandats⸗ 
verfahren haͤtte angeſetzt werden muͤſſen, wenn der beſtrittene Theil der Forde— 
rung nicht mit eingeklagt wäre. Jedoch dürfen die Koſten des Mandatsver— 
fahrens und des Prozeßverfahrens zuſammen den Betrag nicht uͤberſteigen, 
welcher anzusetzen fein würde, wenn der Prozeß ohne vorgaͤngiges Mandat uͤber 
das ganze Objekt eingeleitet worden waͤre. 


III. Prozeſſe, mit Ausſchluß der beſonderen Prozeßarten ad IV. des Tarifs. 


Artikel 7. 


A. Wenn der Prozeß durch Kontumazialbeſcheid, Agnitionsreſolut, Vergleich, 
oder nach erfolgter Klagebeantwortung in erſter Inſtanz, nach erfolgter 
Einfuͤhrung des Rechtsmittels in hoͤherer Inſtanz durch Entſagung been⸗ 
digt wird oder der in Bagatellſachen angebrachte Rekurs ohne Mitthei⸗ 
lung verworfen wird, ſo iſt fuͤr die Inſtanz zu erheben: 

1) von dem Betrage bis 50 Rthlr. einſchließlich, von jedem Thaler: 
12 Sgr., jedoch nicht unter 5 Sgr.; 

2) 1 Mehrbetrage bis zu 150 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 
10 Sgr.; 


3) von dem Mehrbetrage bis zu 500 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 
1 Rthlr.; k 

4) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
1 Rthlr.; 


5) von dem Mehrbetrage bis zu 20,000 Kthlr. in erſter Inſtanz 
von 5 200 Rthlr., in hoͤherer Inſtanz von je 500 Rthlr.: 
1 Rthlr.; 

6) von dem Mehrbetrage in erſter Inſtanz von je 1000 Rthlr., in 
höherer Inſtanz von je 2000 Rthlr.: 1 Rthlr. 

B. Iſt gegen einen Kontumazialbeſcheid die Reſtitution zugelaſſen worden 
und gelangt in Folge deſſen die Sache zur kontradiktoriſchen Verhand⸗ 
lung, ſo ſind fuͤr das Kontumazialverfahren die Sätze des Artikels 5. 
unter A. um die Haͤlfte erhoͤht, jedoch ohne Beſchraͤnkung auf ein Mi⸗ 
nimum zu erheben. 


Artikel 8. 


C. Wenn bei Gegenſtaͤnden uͤber 50 Rthlr. auf kontradiktoriſche Verhand⸗ 
lung erkannt iſt, ſo wird der Satz zu A. doppelt erhoben. In Inju⸗ 
rienſachen wird dieſer Satz auch dann genommen, wenn die der Ent⸗ 
ſcheidung zum Grunde liegenden Thatſachen zugeſtanden oder in contu- 
maciam für zugeſtanden angenommen ſind. 

In allen Prozeſſen, in welchen nach . 13. der Verordnung vom 


7 
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21. Juli 1846. (Geſetz⸗ Sammlung S. 295.) ein abgekuͤrztes Verfahren 
ftattfinden muß, wird der Satz Art. 7. unter A. nur um die Haͤlfte er⸗ 
hoͤht; ebenſo in den nach den Hh. 37. und 77. der Verordnung vom 
21. Juli 1849. (Geſetz-Sammlung S. 307.) zu verhandelnden Wechſel⸗, 
Arreſt⸗, Baus, Poſſeſſorien- und Miethsprozeſſen. In Bagatellſachen 
wird, wenn auf kontradiktoriſche Verhandlung erkannt, oder erſt nach 
Mittheilung der Rekursſchrift eine Entſcheidung erfolgt iſt, der Satz zu A. 
nur um die Haͤlfte erhoͤht. 


Artikel 9. 


D. Wenn eine Beweisaufnahme angeordnet iſt und ſtattgefunden hat, ſo 
wird, ſowohl im Fall des Vergleichs als des Erkenntniſſes, fuͤr die 
Inſtanz, in welcher die Beweisaufnahme ſtattgefunden hat, der zu A. 
oder ©. zu liquidirende Satz in Prozeſſen über ein Objekt von nur 
50 Rthlr. und darunter um die Hälfte des Satzes A,. in allen übrigen 
Prozeſſen bis zu demjenigen Betrage des Gegenſtandes der Beweisauf⸗ 
nahme, welcher die Summe von 50 Rthlr. nicht uͤberſteigt, ebenfalls um 
die Hälfte des Satzes A., von dem Mehrbetrage aber um den vollen 
Satz A. erhöht. Dabei wird jedoch in denjenigen Prozeſſen, deren Ge⸗ 

genſtand mehr als 50 Rehlr. beträgt, wenn die Beweisaufnahme nur 


Er 


einen Theil des Prozeßobjekts betrifft, auch nur der Betrag dieſes Theile 
der Berechnung zum Grunde gelegt, jedenfalls aber ein Satz von 10 Sgr. 
fuͤr die Beweisaufnahme erhoben. 
Der Satz fuͤr die Beweisaufnahme iſt auch dann zu erheben, wenn 
0 auf einen zugeſchobenen Eid erkannt: und deſſen Abnahme verfügt” wor⸗ 
en iſt. SE = 


Artikel 10. 


Fuͤr die Abnahme nothwendiger Eide und die Abfaſſung der Purifika⸗ 
toria, für die in Prozeſſen vorkommenden Nominationen, Litisdenunziationen, 
accefforifchen Interventionen und Aſſiſtenzleiſtungen werden keine Gerichtskoſten 
angeſetzt; wird jedoch gegen eine Puriflkatoria die Nichtigkeitsbeſchwerde oder 
der Rekurs eingewendet, ſo ſind die Koſten fuͤr dieſes Verfahren beſonders nach 
den Saͤtzen der Artikel 7. und folg. anzuſetzen. Bei uneigentlichen Rekonven⸗ 
tionen werden die Koſten nach dem hoͤchſten Objekte berechnet. 

Fuͤr die Anlegung von Arreſten in Prozeßſachen neben der Hauptſache 
ſind die Saͤtze wie bei Exekutionen zu liquidiren, jedoch auf die Koſten der 
fpäter eintretenden Exekution in Anrechnung zu bringen. 


Zu F. 9. des Tarifs. 


Artikel 11. 


In Aufgebots⸗ und Amortiſationsſachen iſt der Werth mehrerer in dem⸗ 
ſelben Verfahren aufgebotenen Objekte, ſoweit er bei jedem einzelnen den 
Betrag von 5 Nthlr. nicht uͤberſteigt, behufs des Koſtenanſatzes zuſammen⸗ 

(Ar. 4023.) zurech⸗ 


7 
gere, 3 


3 > 
I. — 


zurechnen; für Gegenſtaͤnde von höherem Werthe werden die Koſten beſonders 
in Anſatz gebracht. 5 


. ai De8 Tr arıne 

Artikel 12. 
„ In Subhaſtationsprozeſſen wird erhoben: 
, ) für das ganze Verfahren einfchließlich der bei dem Hypothekenbuch zu 
., , veranlaſſenden Eintragungen und Ausfertigungen bis zur Abfaſſung der 
. sp e, ee i, Adjudikatoria, dieſe ausgeſchloſſen: 
F a. a) von dem Betrage des Werths des Grundſtuͤcks bis 100 Rthlr. 
F? . 5 einſchließlich von jedem Thaler: 14 Sgr.; 
ee wee ee b) von dem Mehrbetrage bis 500 Rthlr. einſchließlich von je 10 Rthlr.: 

74 Sgr.; 


ee. eg. ee, TER 2 7264 


an In Late Jess A SL. 


gr. 
c) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 15 Sgr.; 
d) von dem Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
0 Sgr.; 
e) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr.; 
2) wenn die Subhaſtation aufgehoben wird: 
a) vor Aufnahme der Taxe 5, 
b) nach Aufnahme der Taxe, jedoch vor Abgang der Vorladungen 
zum Lizitationstermine, 3, : 
c) nach Abgang dieſer Vorladungen, jedoch vor Abhaltung des Lizi— 
tationstermins, 3 
der vorſtehend beſtimmten Saͤtze; 5 
3) für eine fortgeſetzte Subhaſtation nach ſchon abgehaltenem Lizitations⸗ 
Termine 3 des ganzen Satzes ad 1.; 
4) für die Adjudikatoria und alle auf Grund derſelben zu erlaſſende Ver⸗ 
fuͤgungen, ausſchließlich der zur Kaufgelderbelegung gehoͤrigen: 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von jedem Thaler: 1 Sgr.; 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 5 Sgr.; 
c) von dem Mehrbetrage bis zu 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
12 Rthlr.; 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 1 Rthlr.; 
5) fuͤr das Kaufgelderbelegungs-Verfahren, einſchließlich der auf Grund 
deſſelben zu ertheilenden Ausfertigungen und Loͤſchungen beim Hypothe⸗ 
kenbuche, jedoch ausſchließlich der Eintragung etwaiger Kaufgelder⸗Ruͤck⸗ 
ftände und des Aufgebotsverfahrens (Verordnung vom 21. Oktober 1838. 
Geſetz⸗Sammlung S. 498.): 5 
a) von dem Betrage bis 200 Rthlr. von jedem Thaler: 1 Sgr.; 
b) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 3 Sgr.; 
c) von dem Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 


15 Sgr.; 
d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 5 Sgr. N 
; Wenn 
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Wenn in einem und demſelben Verfahren mehrere Grundſtuͤcke zur Sub⸗ 
haſtation gezogen werden, fo find die Saͤtze zu Nr. 1., 2., 3. und 5. nach der 
zuſammenzurechnenden Summe des Werths aller Grundſtuͤcke, die Saͤtze zu 4. 

aber von jedem Grundſtuͤcke, welches nicht als Pertinenz eines andern oder 
uͤberhaupt mit andern in einer Summe verkauft wird, beſonders zu berechnen. 

Die Betraͤge ſind nach dem Meiſtgebote, wenn es aber nicht zur Lizita⸗ 
tion kommt, nach dem Taxwerthe, und wenn es auch nicht zur Aufnahme der 
Taxe gekommen iſt, nach dem letzten Erwerbspreiſe oder dem ſonſt zu ermit⸗ 
telnden Werthe zu beſtimmen. Erreicht das Meiſtgebot nicht 3 des Taxwerthes, 
fo iſt der letztere Betrag — 3 des Taxwerthes — bei der Berechnung der 
Saͤtze zu 1., 3. und 4. zum Grunde zu legen. Soweit in dem letzteren Falle 
das Kaufgeld zur Berichtigung der aus der Maſſe vorweg zu entnehmenden, 
durch Koſtenvorſchuß nicht gedeckten Koſten unzureichend iſt, bleibt der Kaͤufer 
fuͤr den uͤberſchießenden Betrag derſelben verhaftet, 


Zu $. 12. des Tarifs. 
Artikel 13. 


In Konkurs⸗ und erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſen find fuͤr das Ver⸗ 
fahren zur Feſtſtellung der einzelnen Liquidate (F. 12. Nr. 1. des Tarifs zum 
Geſetze vom 10. Mai 1851.) von den Liquidanten keine Koſten zu erheben, 
wenn das Liquidat, ohne daß es zu einem kontradiktoriſchen Verfahren ge⸗ 
25 zuruͤckgenommen oder von dem Vertreter der Maſſe anerkannt wor⸗ 
en iſt. 

In den gemäß $. 27. Tit. 50. Th. I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ord⸗ 
nung ſiſtirten Spezialprozeſſen ſind die Koſten nach den unter III. A. (Arti⸗ 
kel 7. dieſes Geſetzes) und im Falle einer ſtattgefundenen Beweisaufnahme 
nach den unter III. 5. (Artikel 9.) beſtimmten Sätzen zu erheben, jedoch auf 
die nach H. 12. Nr. 1. des Tarifs zu liquidirenden Koſten in Anrechnung 
zu bringen. 


Zu F. 14. des Tarifs. 


Artikel 14. 


Iſt die Exekution in das Mobiliarvermoͤgen fruchtlos vollſtreckt, ſo ſind 
von dem Extrahenten außer den Koſten fuͤr die Exekutionsverfuͤgung (Nr. 1. 
$. 14. des Tarifs in Verbindung mit Artikel 5. dieſes Geſetzes) nur die Koſten 
für den Antritt der Vollſtreckung (Nr. 2. Alineg 2.) zu erheben. Iſt blos 
ein Theil der Forderung beigetrieben worden, ſo wird der Berechnung des 
Satzes fuͤr die Vollſtreckung nur der Betrag dieſes Theiles zum Grunde ge— 
1 5 jedoch nicht weniger, als der Satz fuͤr den Antritt der Vollſtreckung, 
liquidirt. ; 
e Bei Exekutionen wegen eines Gegenſtandes bis zu 1 Rthlr. einſchließlich 
Nr. 4023.) ſind 
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find. für die Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls nur 2 Sgr. und für die Voll⸗ 
ſtreckung ebenfalls nur 2 Sgr. zu erheben. 


Statt F. 15. des Tarifs. 


Artikel 15. 


Fuͤr die bloße Auf- oder Annahme von Geſuchen um Aufnahme oder 
Betreibung von Geſchaͤften der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird nicht beſonders 
liquidirt. Wenn aber das Geſuch als unbegruͤndet zuruͤckgewieſen oder, ehe 
eine eigentliche Verhandlung aufgenommen iſt, zuruͤckgenommen wird, oder we— 
gen Ausbleibens eines Intereſſenten im Termine, als zuruͤckgenommen zu er⸗ 
achten iſt, fo wird die Halfte des im Artikel 5. beſtimmten Satzes, jedoch nicht 
unter 5 Sgr., erhoben. Daſſelbe findet ſtatt, wenn die zur Auf- oder An⸗ 
nahme von letztwilligen Verordnungen und Erbvertraͤgen deputirten Gerichts⸗ 
perſonen den Teſtator nicht mehr im dispoſitionsfaͤhigen Zuſtande oder todt 
antreffen, auch iſt alsdann außerdem noch der Betrag der an die Gerichtsper⸗ 
fonen nach H. 9. des Geſetzes vom 9. Mai 1851. zu zahlenden Kommiſſions— 
gebuͤhren zu erheben. Fuͤr Beſcheide in der Beſchwerde-Inſtanz auf ungegruͤndet 
befundene Beſchwerden iſt der volle Satz des Artikels 5., jedoch nicht unter 
10 Sgr., zu erheben. 


Zu den § . 16. bis 23. des Tarifs. 
Einzelne Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Artikel 16. 


1) Der Satz A. (F. 16. des Tarifs) wird dahin geaͤndert, daß bei Betraͤ⸗ 
gen bis zu 1 Rthlr. einſchließlich nicht mehr als 2% Sgr. und bei Bes 
traͤgen bis 5 Rthlr. nicht mehr als 5 Sgr. anzuſetzen iſt. 

2) Die Beſtimmung des H. 21. des Tarifs findet auch auf ergänzende nach- 
traͤgliche Erklaͤrungen der Kontrahenten, welche fuͤr ſich kein beſonderes 
Geſchaͤft bilden, Anwendung. : 

3) Wenn die freiwillige Subhaftation vor Aufnahme der Taxe wieder auf: 
gehoben wird, fo iſt die Hälfte des Satzes zu A. ($. 16. des Tarifs), 
wenn dieſelbe nach Aufnahme der Taxe, aber vor Abhaltung des Lizi⸗ 
tationstermins aufgehoben wird, der Satz zu A. einfach zu erheben. 

Wenn in einem und demſelben Verfahren mehrere Grundſtuͤcke zur 
freiwilligen Subhaſtation gezogen werden, ſo ſind die Saͤtze im Falle 
der Aufhebung des Verfahrens vor erfolgtem Zuſchlage nach der zu: 
ſammenzurechnenden Summe des Werths aller Grundſtuͤcke, andernfalls 
aber für jeden Käufer nach dem zuſammenzurechnenden Werthe der ihm 
zugeſchlagenen Grundſtuͤcke beſonders zu berechnen. Die Ain 
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des Werths erfolgt nach den im Artikel 12. dieſes Geſetzes aufgeſtellten 
Grundſaͤtzen. 


Zu den 9g. 25. bis 32. des Tarifs. 
Hypothekenſachen. 
Artikel 17. 


1) Betraͤgt bei den in den Hö. 25. und 26. des Tarifs bezeichneten Ge⸗ 


ſchaͤften der Gegenſtand nicht mehr als 5 Rthlr., fo find an Koſten 
uͤberhaupt nur, 5 Sgr. anzuſetzen. 


Die Beſtimmungen der Hö. 25. und 28. des Tarifs werden dahin ab⸗ 
geaͤndert, daß die Koſten fuͤr die gleichzeitige Berichtigung des Belſitz⸗ 
titels, ſowie die Koſten für gleichzeitige Eintragungen oder Loͤſchungen 
sub Rubr. II. und III. auf mehreren Folien deſſelben Beſitzers, wenn 
die Grundſtuͤcke in demſelben Gemeindebezirke belegen ſind, nicht fuͤr jedes 
Folium beſonders zu berechnen, vielmehr für die Berichtigung des Beſitz⸗ 
titels nach dem zuſammenzurechnenden Werthe der auf den mehreren 
Folien eingetragenen Grundſtuͤcke, fuͤr gleichzeitige Eintragungen oder 
Loͤſchungen aber nur nach dem Betrage der einzutragenden oder zu loͤſchen⸗ 
den Poſt anzuſetzen ſind. 

Sander finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung und es behaͤlt 
bei denen der $$. 25. und 28. des Tarifs das Bewenden, 


a) wenn und inſoweit die auf den mehreren Folien eingetragenen 
Grundſtuͤcke in Wohnhaͤuſern, moͤgen dieſelben ausſchließlich oder 
zugleich zum Betriebe eines Gewerbes beftimmt fein, in Mühlen 
oder beſonderen Landguͤtern beſtehen; 

p) wenn der Uebertragung anderer Grundſtücke auf ein und daſſelbe 
Folium keine erheblichen Gruͤnde entgegenſtehen, der Beſitzer aber 
deſſenungeachtet auf die Aufforderung des Richters dieſelbe nach— 
zuſuchen unterlaſſen hat. 


3) Fuͤr die in Antrag gebrachte Eintragung von Vermerken, welche unter 


r 


Feine der Beſtimmungen in den $$. 25. bis 32. des Tarifs fallen, ſowie 
für vollſtaͤndige Hypothekenbuchs⸗Auszuͤge (F. 22. des Geſetzes vom 
24. Mai 1853., betreffend einige Abaͤnderungen der Hypotheken-Ordnung, 
Geſetz- Sammlung S. 521.) wird der Satz des H. 30. des Tarifs er⸗ 
hoben. Bei Ertheilung eines Hypothekenſcheins pro informatione wird 
dieſer Satz um ein Drittheil erhoͤht, jedoch nicht weniger als 7 Sgr. 
6 Pf. und nicht mehr als 4 Nthlr. liquidirt. Wird nur ein abgekuͤrz⸗ 
ter Auszug oder ein Atteſt (§F. 21. und 23., zweiter Abſatz des Geſetzes 
vom 24. Mai 1853.) ertheilt, ſo iſt nur ein Drittheil des Satzes sub B. 
H. 26. des Tarifs, jedoch nicht unter 2 Sgr. 6 Pf. und nicht uͤber 
2 Rrhlr., zu erheben. g 
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Zu F. 34. des Tarifs. 
Nachlaßregulirungen. 


Artikel 18. 
Der Satz B. wird dahin geaͤndert, daß 


1) von dem Vermoͤgensbetrage bis 100 Thaler von jedem Thaler: 13 Sgr., 
jedoch nicht unter 15 Sgr., 

2) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 10 Sgr., 

3) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr. von je 50 Rthlr.: 20 Sgr., 

4) von dem Mehrbetrage bis 5000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 20 Sgr., 

5) von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlr.: 20 Sgr. 


zu erheben ſind. 


Sind Grundſtuͤcke, Handlungen oder Fabriken zu verwalten, ſo werden 
neben den beſtimmten Tarifſaͤtzen noch die Saͤtze des H. 47. B. des Tarifs von 
dem Betrage der Revenuͤen alljaͤhrlich beſonders erhoben, wobei das angefan— 
gene Jahr fuͤr ein volles gerechnet wird. 


Z SS AL By A, Des Larıfe, 
Vormundſchaften, Kuratelen u. ſ. w. 


Artikel 19. 


1) In den Fällen des H. 41. des Tarifs find die Saͤtze II. A. (H. 16. des 
Tarifs) zu erheben. 


2) Die nach den SS. 45. und 46. des Tarifs bei Auseinanderſetzungen 
zwiſchen Kindern und Aeltern zum Anſatz kommenden Koſten richten ſich 
nach dem Betrage des eigentlichen Nachlaſſes — vergleiche HH. 543. 
und 638. Tit. 1, Theil II. des Allgemeinen Landrechts — welcher 
zwiſchen den Erben zu reguliren, zu vertheilen oder ſicher zu ſtellen iſt. 
Die nicht als Erben bei der Auseinanderſetzung konkurrirenden In⸗ 
tereſſenten haben für die fie dabei betreffenden Geſchaͤfte die Koſten 
nach den Tarifſaͤtzen der HH. 16. und folg. des Tarifs beſonders zu 
tragen. 


Die im H. 47. des Tarifs beſtimmten Saͤtze werden nur in denjenigen 
Fideikommiß⸗ und Stiftungsſachen erhoben, in welchen bei dem Gerichte 
eine Rechnungslegung uͤber die Verwaltung des Vermoͤgens ſtattfindet. 
Dagegen find für die Bearbeitung ſolcher Fideikommiß- und Stiftungs⸗ 
ſachen, in welchen dem Gerichte nur eine allgemeine Aufſicht uͤber das 
Vermoͤgen zuſteht, von dem Vermoͤgensbeſtande jaͤhrlich die Saͤtze II. A. 
(F. 16. des Tarifs) zur Hälfte, außerdem aber für einzelne . 

rei⸗ 
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freiwilligen Gerichtsbarkeit die in den H. 16., 22. und 41. beſtimmten 
Saͤtze in Anſatz zu bringen. a 


Statt H. 61. I. des Tarifs. 
Nebenkoſten. 
Artikel 20. 


Wenn Geſchaͤfte außerhalb des Ortes, an welchem das Gericht ſeinen 

Sitz hat, in einer Entfernung von mehr als einer Viertelmeile von demſelben 
vorzunehmen ſind, ſo ſind die dadurch entſtehenden Reiſekoſten und Diaͤten der 
N in den an dieſelben zu zahlenden Beträgen den Parteien in Rechnung 
zu ſtellen. 

i Hinſichtlich der Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit behaͤlt es in 
dieſer Beziehung bei dem H. 24. Nr. 4. des Tarifs ſein Bewenden. 

Auf die Zehrungskoſten der Exekutoren und Boten findet die obige Be— 
ſtimmung keine Anwendung. 


Zu $ 63. des Tarifs. 


Artikel 21. 


Der Vorſchrift des H. 63. tritt die Beſtimmung hinzu, daß bei Erthei⸗ 
lung von beglaubigten Abſchriften und Ausfertigungen ſtempelpflichtiger Doku⸗ 
mente auch der Betrag des tarifmaͤßigen Stempels zu erheben iſt. 

ae Wenn Kirchenzeugniſſe, Inventarien, Taxen, Vollmachten und letztwillige 
Dispoſitionen von den Parteien ohne den vorgeſchriebenen Stempel eingereicht 
werden, ſo iſt der Betrag deſſelben als Gerichtsgebuͤhr zu liquidiren und ein⸗ 
zuziehen. , un e ae, 


II. Zu dem Geſetze vom 9. Mai 1851. 


Artikel 22. 


Die Beſtimmungen der $$. 3., 7. und 10. des Geſetzes vom 9. Mai 
1851. werden dahin abgeaͤndert und ergaͤnzt, daß 


1) die als Richter kommittirten Beamten bei gerichtlichen Lokalgeſchaͤften 
außerhalb einer Viertelmeile vom Orte des Gerichts an Reiſekoſten fuͤr 
jede Viertelmeile 7 Sgr. 6 Pf., 

2) die Boten und Exekutoren fuͤr jeden Tag, an welchem ſie außerhalb 
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des Gerichtsortes und mehr als eine Viertelmeile von dieſem entfernt, 
Boten⸗ oder Exekutionsgeſchaͤfte beſorgt haben, 5 Sgr. Zehrungskoſten 
erhalten; 


3) der Beitrag des Protokollfuͤhrers zu den bei Lokalkommiſſionen, welche 
von einem richterlichen Beamten und einem Protokollfuͤhrer gemeinſchaft— 
lich auszufuͤhren ſind, durch Annahme eines gemeinſchaftlichen Fuhrwerks 
erwachſenen Koſten auf ein Drittheil derſelben feſtgeſetzt wird. 


III. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 23. 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten erſt bei den nach dem 30. Juni 
d. J. zur Feſtſetzung gelangenden Koſtenliquidationen in Anwendung. 


Der Juſtizminiſter iſt ermaͤchtigt, die Gerichtsbehoͤrden mit Anweiſung 
zur Ausfuͤhrung dieſer Beſtimmung zu verſehen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. a 


Gegeben Charlottenburg, den 9. Mai 1854. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
5 v. Bodelſchwingh. f 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
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(Rudolph Decker.) a 


